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Das Hartz-I-Gesetz von 2003 sieht härtere Sankti-
onen für Arbeitslose vor, die eine angebotene Stelle 
 ablehnen. Wird das Instrument der Sperrzeit tatsäch-
lich rigider genutzt? Die empirische Untersuchung 
dieser Frage ergibt ein regional differenziertes Bild. 
Die Quote der Sperrzeiten ist in jenen Regionen 
 höher, in denen die Arbeitslosigkeit niedriger ist. Im 
Zuge der allgemeinen Verschärfung ist es nicht zu 
einer Vereinheitlichung, sondern zu einer Ausdiffe-
renzierung der Sperrzeitenpolitik zwischen den ein-
zelnen Arbeits agenturen gekommen.

Die jüngsten Arbeitsmarktreformen zielten 
darauf ab, die Arbeitsmarktpolitik stärker nach 
dem Grundsatz „Fördern und Fordern“ auszu-
richten. So wurden unter anderem die Krite-
rien verschärft, welche Arbeit einem Arbeits-
losen zuzumuten ist. Außerdem wurden die 
Sanktionsfolgen bei der Nichtannahme einer 
angebotenen Stelle oder einer arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahme neu gestaltet, das heißt, bei 
Arbeitslosengeld und bis zu ihrem Auslaufen 
Ende 2004 auch bei Arbeitslosenhilfe wurde 
die Dauer der Sperrzeiten verändert. Anfang 
2003 fiel das starre Alles-oder-Nichts-Prinzip, 
das nur die Wahl zwischen dem Verhängen 
einer zwölfwöchigen Sperrzeit und Sanktions-
freiheit ließ. An dessen Stelle traten mit dem 
„Ersten Gesetz für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt“ (Hartz I) Regelungen, die 
sich nach verschiedenen Tatbeständen richten. 
Darüber hinaus wurde die Beweislast, warum 
eine Arbeit oder eine Maßnahme nicht ange-
treten wurde, umgekehrt. Sie liegt nun nicht 
mehr bei der Arbeitsverwaltung, sondern bei 
den Leistungsempfängern.

Nur wenige Monate später beeinflusste ein 
interner Rundbrief der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) die Sperrzeitenpolitik nachhaltig: Die 
Agenturen für Arbeit wurden unter Druck ge-
setzt, die Zahl der Sperrzeiten und der Mel-
deversäumnisse zu erhöhen, um im Rahmen 
des damals anvisierten Haushalts zu bleiben 
und ohne Bundeszuschuss auszukommen.

Durch diese gesetzlichen und vorgesetzlichen 
neuen Regelungen sollte erreicht werden, dass 
die Leistungsbezieher sich verstärkt selbst um 
eine neue Beschäftigung bemühen und Verge-
hen leichter sanktioniert werden können. So 
sollte die Handhabung von Sanktionen deut-
lich vereinfacht und eine größere Transparenz 
für Anwender und Leistungsberechtigte er-
reicht werden.

Für die empirischen Analysen der veränderten 
Sanktionspolitik standen Prozess-Daten der 

Bundesagentur für Arbeit auf der Ebene der 
Arbeitsagenturen und die Ergebnisse einer 
schriftlichen Befragung der Führungskräfte 
sämtlicher Arbeitsagenturen zur Verfügung. 
Neben den quantitativen Analysen wurden in 
zehn Arbeitsagenturen qualitative Interviews 
durchgeführt, in denen es unter anderem um 
die geänderte Sanktionspolitik ging. Die zehn 
Arbeitsagenturen verteilen sich auf neun Bun-
desländer; sechs von ihnen haben sich beson-
ders schnell auf das neue Geschäftsmodell 
umgestellt. Befragt wurden in den Agenturen 
Mitarbeiter auf allen Leitungsebenen.

In der Abbildung (Seite 26) werden die Zusam-
menhänge der regionalen Sanktionspolitik in 
einem heuristischen Modell zusammengefasst. 
Die Häufigkeit ausgesprochener Sperrzeiten – 
zentraler Indikator der Sanktionspolitik – wird 
von vier analytisch unterscheidbaren Ebenen 
beeinflusst, wobei drei Ebenen direkt wirken 
und eine Ebene indirekt wirkt.

Ebene 1 umfasst die bundeseinheitlichen recht-
lichen Regelungen zur Zumutbarkeit und zu 
den Sperrzeiten sowie die zentralen geschäfts-
politischen Vorgaben mit Umsetzungsanwei-
sungen zu den gesetzlichen Regelungen. Die 
Wirkung auf die regionalen Sperrzeitenquoten 
verläuft nur indirekt: zum einen über die In-
terpretation und Anwendung dieser Vorgaben 
durch die regionalen Agenturen, zum anderen 
durch ein entsprechendes Verhalten der Indi-
viduen.

Auf der Ebene 2 sind alle für die Agenturen 
(kurzfristig) exogenen Größen zusammenge-
fasst, welche die regionale Sperrzeitenquote 
(Größe des sanktionierbaren Personenkreises, 
Zahl der Jobangebote) direkt beeinflussen.

Auf der Ebene 3 wird die abschließende Ent-
scheidung über die Verhängung der Sankti-
on getroffen. Ebene 4 enthält Variablen zum 
Verhalten der Leistungsempfänger, welche die 
Sanktionen beeinflussen.

Es gibt also einen dezentralen, sanktionspoli-
tischen Spielraum auf der regionalen Ebene für 
die Agenturen.

Die Abbildung verdeutlicht, dass zwischen den 
Wirkungsebenen Wechselwirkungen bestehen. 
Die individuellen Entscheidungen (Ebene 4) 
und die Sanktionspolitik der Agenturen (Ebe-
ne 3) bewegen sich im Kontext der rechtlichen 
Regelungen (Ebene 1) und des regionalen Ar-
beitsmarktes (Ebene2).

Regional uneinheitlich
Wie die Sanktionspolitik der Bundesagentur für Arbeit umgesetzt wird

Summary

Rigid sanction policy

The “First Law on Modern Services 
in the Labour Market” (Hartz I) 
has tightened the criteria applied 
to jobs considered suitable for 
the unemployed. The effects of 
this change have been empirically 
analysed, taking periods of exclu-
sion from benefits as an indicator. 
Results clearly show that sanction 
policies have become more rigid. 
Quotas for periods of exclusion 
increase when unemployment 
rates decrease, average periods of 
unemployment have become shorter 
and the number of jobs offered has 
risen. Stricter rules have thus not 
resulted in a standardization, but 
rather in a greater differentiation of 
benefit exclusion policies followed 
by different labour agencies.
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Als Beispiele seien genannt:

• In einer angespannten Arbeitsmarktlage 
kommt die Ablehnung von Jobangeboten 
seltener vor.

• Wenn sich die Risikoeinstellung von Arbeits-
losen ändert, sie also eher eine Sanktion in 
Kauf nehmen als eine Stelle annehmen, dann 
kann die Agentur erst nach Auswertung der 
Auswirkungen dieser veränderten Risiko-
einstellung mit einer restriktiveren Sanktions-
politik reagieren.

• Die Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
lage hat unmittelbar eine rigidere Handha-
bung von Sanktionen zur Folge.

Bezogen auf das theoretische Modell (Abbil-
dung) und mit Hilfe des erwähnten Methoden-
Mix’ zeigen sich folgende Ergebnisse:

Die regionalen Bedingungen beeinflussen die 
Verhängung von Sanktionen erheblich: Die 
Sperrzeitenquote steigt bei einem niedrigeren 
Arbeitslosigkeitsniveau, bei einer kürzeren 
durchschnittlichen Arbeitslosigkeitsdauer so-
wie bei einem höheren Angebot offener Stel-
len. Der Anstieg der Sperrzeitenquote bei 
einem höheren Angebot offener Stellen gilt für 
den ersten und – mit Einschränkungen in Ost-
deutschland – für den zweiten Arbeitsmarkt, 

da dieser durch die Arbeitsmarktpolitik der 
Agentur unmittelbar beeinflusst wird.

Ebenfalls wichtig bei der Verhängung von 
Sperrzeiten sind endogene Faktoren der 
Agenturen, wie die Ressourcenausstattung: 
Je mehr Arbeitslose ein Vermittler oder Be-
rater zu betreuen hat, desto weniger Sperr-
zeiten werden ausgesprochen. Die Skala reicht 
von 174 Arbeitslosen pro Vermittler/Berater 
(Goslar) bis zu 552 Arbeitslosen pro Ver-
mittler/Berater (Bayreuth) im Jahr 2005. Die 
geringere Zahl an verhängten Sperrzeiten bei 
einer hohen Betreuungszahl  erklärt sich aus 
der Überbeanspruchung der Vermittler und 
Berater; um eine den rechtlichen Anforde-
rungen entsprechende Sperrzeit zu verhängen, 
bedarf es einer genauen Kenntnis des Einzel-
falls. Die Analysen ergaben, dass bei einer zu 
„saloppen“ Verhängung von Sperrzeiten viele 
Betroffene Widerspruch einlegen und so zu-
sätzliche Bearbeitungskapazitäten binden oder 
sogar Gerichte anrufen und dort dann die 
Sperrzeiten als rechtlich nicht haltbar aufge-
hoben werden.

Die Neufassung des Kriteriums „Zumutbar-
keit“, die Reform im Sperrzeitenrecht im ersten 
Hartz-Gesetz und die Änderung der zentralen 
Geschäftspolitik der Bundesagentur für Arbeit 
haben sich spürbar im Einsatz der Sanktions-
instrumente niedergeschlagen. Die Sanktions-
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politik ist nach Inkrafttreten des ersten Hartz-
Gesetzes deutlich rigider geworden. Im Jahr 
2003 gab es einen drastischen Anstieg der 
Sperrzeitenquoten, vor allem seit der Verände-
rung der Geschäftspolitik der Bundesagentur 
im zweiten Quartal.

Saisonale Muster

So stieg in Westdeutschland zwischen 2002 
und 2003 die Sperrzeitenquote von 2,3 auf 
4,9 Prozent. Im Jahre 2004 ging das Niveau 
zwar auf 3,9 Prozent zurück, lag damit aber 
immer noch deutlich über dem Niveau des Jah-
res 2002. Eine quartalsweise Auswertung zeigt, 
dass die Verhängung von Sanktionen einem 
saisonalen Muster unterliegt.

Gleichzeitig hat die regionale Variation er-
heblich zugenommen. Der Anstieg der 
Sperrzeitenquoten ist bei einigen Agenturen 
drastischer ausgefallen, während sie bei an-
deren gleich geblieben ist. So haben einige 
süddeutsche Agenturen im Jahr 2003 eine 
Sperrzeit für deutlich mehr als 10 Prozent ih-
res Leistungsempfängerbestands wegen Ab-
lehnung eines Jobangebots ausgesprochen. 
Diese Agenturen mit überdurchschnittlichen 
Sperrzeitenquoten sind in Regionen mit gu-
ten Arbeitsmarktbedingungen gelegen. Am 
unteren Ende befinden sich überwiegend 
Agenturen mit schlechteren Arbeitsmarkt-
lagen; zum Teil wurden nur wenig mehr 
als ein 1 Prozent des Leistungsempfänger-
bestandes gesperrt. Neben der allgemeinen 
Verschärfung ist es also nicht zu einer Ver-
einheitlichung, sondern zu  einer Ausdifferen-
zierung der Sperrzeitenpolitik zwischen den 
Agenturen gekommen.

Die Sperrzeitenquoten in Ostdeutschland lie-
gen durchschnittlich deutlich unter denen 
Westdeutschlands. Das ist vor allem mit der 
schlechteren Arbeitsmarktlage zu erklären. 
Nach einer nur leicht zunehmenden Tendenz 
der Vorjahre folgte auch dort 2003 ein abrupter 
Anstieg, der die Steigerungsrate in den west-
deutschen Agenturen prozentual noch über-
trifft. Dies weist ebenfalls auf eine restriktivere 
Sperrzeitenpolitik der ostdeutschen Agenturen 
nach den Gesetzen Hartz I – III hin, allerdings 
auch hier erst vom zweiten Quartal 2003 an. 
Im Jahr 2004 ist in Ostdeutschland gleichfalls 
ein leichter Rückgang zu verzeichnen. Auch 
hier verdoppelte sich wegen der uneinheit-
lichen Umsetzung der neuen Regelungen die 
regionale Variation.

Die Bundesagentur will sparen

Der Anstieg bei den Sperrzeitenquoten ist für 
die Empfänger von Arbeitslosengeld stärker 
als – bis zu deren Abschaffung im Jahr 2004 
– für Bezieher von Arbeitslosenhilfe. Dies ist 
möglicherweise damit zu erklären, dass mit 
dem internen Rundbrief der Bundesagentur 
vor allem Einsparziele bei den Arbeitslosen-
geldempfängern verbunden waren, da nur 
diese den Haushalt der BA belasten. Die 
Unterschiede hängen jedoch auch mit der 
unterschiedlichen Zusammensetzung beider 
Leistungsempfängergruppen hinsichtlich indi-
vidueller Merkmale und den damit verbunde-
nen verschiedenen Sanktionswahrscheinlich-
keiten zusammen.

In den qualitativen Interviews betonten die 
Mitarbeiter fast aller befragten Arbeitsagen-
turen, dass sich die allgemeine Zunahme 
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Dieses Buch beschäftigt sich aus empirischer Perspektive 
mit den Formen, Entwicklungsdynamiken und Entste-
hungsursachen defekter Demokratien in Lateinamerika, 
Ostasien und Osteuropa. Anknüpfend an die im ersten 
(2003 erschienenen) Band präsentierten theoretischen 
Überlegungen und regionalen Analysen werden nun die 
Regionalstudien auf Länderebene vertieft und miteinander 
verglichen. An neun ausgewählten Transformationsstaaten 
(Peru, Argentinien, Mexiko; den Philippinen, Südkorea, 
Thailand; Russland, der Slowakei, Albanien), die für unter-
schiedliche Subtypen defekter Demokratien stehen, wird 

mittels Profil- und Ur sachenanalysen gezeigt, wie Defekte 
in jungen Demokratien entstehen, in welcher Gestalt sie 
auftreten, wann und wie sie sich verfestigen, verändern 
oder auflösen lassen. Die Schlussbetrachtungen dienen 
einer Zusammenschau der Befunde und loten aus, ob 
ungeachtet aller Unterschiede zwischen den Ländern wie 
auch den Regionen Konvergenzen, gemeinsame Grundmus-
ter und Trends in der Entwicklung defekter Demokratien 
festzustellen sind, welche Einflussfaktoren die Herausbil-
dung defekt-demokratischer Regime determinieren und 
schließlich, wie die Chancen stehen, diese zu überwinden.

der Sperrzeiten im Jahr 2003 vornehmlich 
auf den intensiveren Einsatz von Trainings-
maßnahmen gründete. Die Ablehnung einer 
Trainingsmaßnahme wird mit einer Sperrzeit 
sanktioniert. Die Auswertung der Statistiken 
ergab allerdings, dass weder in Ost- noch in 
Westdeutschland eine Zunahme oder eine 
veränderte regionale Variation der Sperrzeiten 
wegen Ablehnung eines Maßnahmeangebots 
in der zweiten Hälfte des Jahres 2003 festzu-
stellen ist.

Die regionale Heterogenität machte sich bei 
der Umsetzung der Reformen bemerkbar: 
Während einige Arbeitsagenturen infolge 
der Gesetzesänderung ihre Sperrzeitenpolitik 
spürbar verschärften, reagierten andere Agen-
turen kaum, teilweise gar nicht auf die recht-
lichen Veränderungen. Die Reformen wurden 
demnach von den Arbeitsagenturen nicht ein-
heitlich implementiert, was sich in der schrift-
lichen Agenturbefragung und in den Interviews 
bestätigte. Man kann also von sanktionspoli-
tisch „strengeren“ und „milderen“ Agenturen 
sprechen. Die Implementationsanalyse ergab, 
dass die Reformen im Sperrzeitenrecht (Diffe-
renzierung der Dauer, Umkehr der Beweislast) 
es den Mitarbeitern in den Agenturen nur be-
grenzt erleichterten, die Sanktionsinstrumente 
anzuwenden. In der Agenturbefragung beur-
teilte nicht einmal ein Viertel der Befragten 

die Neuregelung im Sperrzeitenrecht als ein-
facher und transparenter.
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Dieser Band analysiert den politischen Transformationspro-
zess in Polen und die Entwicklung hin zu einer repräsenta-
tiven Demokratie mit pluralistischem Parteiensystem. Der 
Schwerpunkt liegt dabei auf den beiden ersten freien Par-
lamentswahlen der Jahre 1991 und 1993, mit denen  Polen 
als letztes der ehemals kommunistischen Länder Ost- und 
Mitteleuropas einen Systemwechsel vollzogen hat. Allerdings 
hat die Aufweichung durch eine erstarkende Opposition um 
die Gewerkschaftsbewegung Solidarnosc bereits gut ein 
Jahrzehnt vorher begonnen und die Regierung zu partiellen 
Zugeständnissen gezwungen. Vor diesem Hintergrund wer-

den in den Beiträgen zentrale politische Konfliktlinien und 
Ereignisse nachgezeichnet, die Entwicklung und Ausdiffe-
renzierung der Parteienlandschaft dargestellt, Unterschiede 
in den inhaltlichen Positionen der Parteien wie auch die 
Bildung von Koalitionen zwischen ihnen beschrieben. Weitere 
Untersuchungen beschäftigen sich mit sozialen Merkmalen 
der Abgeordneten und Kandidaten, mit den Auswirkungen 
des Wahlsystems auf die Sitzverteilung und schließlich mit 
dem Wahlverhalten der Bürger. Außerdem werden die für 
Wahlen relevanten Teile der damaligen Verfassung sowie die 
Wahlgesetze von 1991 und 1993 dokumentiert.
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